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Regionale Abgeordnete
uneins über Impfpflicht
SPD-Abgeordnete dafür, FDP-Abgeordnete dagegen

– CDU-Politiker für eigenen Antrag
gebracht gewesen wäre, die Notlage
von nationaler Tragweite auslaufen
lassen.“ Gramling hat für das Stufen-
modell der Union gestimmt.
„Grundrechtseinschränkungen
müssen rechtlich abgesichert sein.“

Der AfD-Abgeordnete Marc Jon-
gen aus dem Wahlkreis Neckar-Za-
ber hat für den Antrag seiner Frakti-
on gestimmt, der eine Impfpflicht
ablehnt. Diese verstoße „gegen un-
ser Grundgesetz und widerspräche
elementaren Menschenrechten“,
erklärt Jongen. Jeder müsse sich
„unabhängig und frei von Zwang
informieren und entscheiden“.

Die Absage an die Impfpflicht
„wird uns leider im Herbst einho-
len“, erklärt der SPD-Abgeordnete
Kevin Leiser aus Blaufelden in ei-
nem Statement. Er selbst hatte sich
für die Impfpflicht eingesetzt. „Auch
den Kompromiss einer Impfpflicht
ab 60 samt Beratungspflicht ab 18
habe ich mitgetragen.“ Allerdings
habe die Mehrheit der Abgeordne-
ten Einzelinteressen über das
Gemeinwohl gestellt.

Der Hohenloher FDP-Abgeord-
nete Valentin Abel befürwortete
den Antrag, der eine Beratung vor-
sah und die Möglichkeit einer Impf-
pflicht dann, wenn die Impfquote
nicht gesteigert worden wäre. „Die-
ser stand nun nicht mehr zur Wahl.
Dagegen halte ich eine Impfpflicht,
auch eine altersbedingte, zum jetzi-
gen Zeitpunkt für falsch.“ Die Pan-
demie müsse mit „möglichst milden
Mitteln“ bekämpft werden.

„Der Gesetzentwurf von Bundes-
kanzler Scholz und Gesundheitsmi-
nister Lauterbach zur Impfpflicht
war nicht durchdacht, praxisfern
und verfassungsrechtlich bedenk-
lich“, sagt der Hohenloher CDU-Ab-
geordnete Christian von Stetten.
„Deshalb habe ich, so wie die Mehr-
heit des Parlaments, dagegen ge-
stimmt.“ Der Hohenloher Grünen-
Abgeordnete Harald Ebner konnte
krankheitsbedingt nicht an der
Abstimmung teilnehmen.

Von unserem Redakteur
Christoph Donauer

REGION Der Bundestag hat alle Ent-
würfe für eine Impfpflicht abge-
lehnt. Wir haben bei den regionalen
Bundestagsabgeordneten nachge-
fragt, wie sie abgestimmt haben.

Der Gundelsheimer SPD-Abge-
ordnete Josip Juratovic zeigt sich
enttäuscht. „Ich stand für eine allge-
meine Impfpflicht, hätte aber am
Ende auch mit dem Kompromiss-
vorschlag leben können, der eine
Impfpflicht ab 60 Jahren und eine
Beratungspflicht vorgesehen hät-
te.“ Nun bestehe die Gefahr, dass bei
steigenden Infektionszahlen im
Herbst nicht rechtzeitig reagiert
werden könne.

Der Heilbronner FDP-Abgeord-
nete Michael Link lehnt alle Varia-
nten einer Impfpflicht ab. „Gegen-
wärtig ist die Einführung einer Impf-
pflicht für mich rechtsstaatlich nicht
vertretbar, weil sie einen unverhält-
nismäßig großen Eingriff in die
Grundrechte darstellen würde“, er-
klärt Link. Sich gegen Corona imp-
fen zu lassen und Abstandsregeln
einzuhalten halte er weiter für sinn-
voll. Er habe gegen die Anträge für
eine Impfpflicht gestimmt.

„Zum jetzigen Zeitpunkt kann ich
eine gesetzliche Impfpflicht, egal für
welche Altersgruppe, nicht befür-
worten“, erklärt der Heilbronner
CDU-Abgeordnete Alexander
Throm. Für den Herbst müsse
schon jetzt vorgesorgt werden, um
dann notfalls über eine Impfpflicht
zu entscheiden. Es hänge dann von
der Virus-Variante und der Wirk-
samkeit der Impfstoffe ab, „ob und
für welche Altersgruppen eine Impf-
pflicht dann angemessen ist“.

„Wir haben aktuell keine Grund-
lage für eine Impfpflicht“, sagt Fabi-
an Gramling, CDU-Abgeordneter
des Wahlkreises Neckar-Zaber. Für
ihn sei keine klare Linie der Ampel-
Regierung erkennbar. „Sie hat in ei-
ner Phase, in der eine Impfpflicht an-

Lauterbachs Appell verhallt ungehört
IMPFPFLICHT Emotionale Debatte im Bundestag mit gegenseitigen Vorwürfen der unterschiedlichen Lager

Von unserem Korrespondenten
Bernhard Walker

D
a steht er schon früh mor-
gens vor dem Bundestag
und streckt eine große
Spritze in die Luft, die er

aus Sperrholz gebastelt und dann an
eine Latte genagelt hat. „Kein
Zwang. Nein zur Impfpflicht“ steht
auf der Spritze, an der Roman Bal-
kon sieben Stunden gewerkelt hat.
Am Abend zuvor hat er noch schnell
Klarlack auf das Ganze aufgetragen:
„Sollte ja regnen heute.“ Dass Regen
seine Botschaft verwischt, will Bal-
kon keinesfalls. Er steht ja an die-
sem Morgen vor dem Nordeingang
des Reichstagsgebäudes, um den
Abgeordneten, die zur Debatte und
Abstimmung über die Impfpflicht in
den Plenarsaal kommen, seine Sprit-
zen-Botschaft mitzuteilen.

Kompromisse Die teilen die süd-
badischen Abgeordneten Chantal
Kopf (Grüne) und Takis Mehmet Ali
(SPD) nicht. Beide laufen sich vor
dem Plenarsaal über den Weg und
erzählen, dass sie eigentlich für eine
Pflicht ab 18 seien. Die aber ist man-
gels Mehrheit chancenlos, wie sich
schon vor der Debatte zeigte. Des-
halb haben die Befürworter der
Pflicht schon vor Tagen die Alters-
grenze erst auf 50 und dann auf 60
angehoben.

Nur ist dafür auch nach monate-
langen Diskussionen keine Mehr-
heit der 736 Parlamentarier in Sicht
ist. Genau deshalb fleht Bundesge-
sundheitsminister Karl Lauterbach
(SPD in der Debatte die Abgeordne-
ten von CDU und CSU an, „staats-
tragende Unterstützung“ zu geben

und dem Vorschlag „Pflicht ab 60“
zuzustimmen: „Lassen Sie uns nicht
im Stich.“

Sein Appell jedoch verhallt unge-
hört. Dafür wird die Aussprache im-
mer heftiger und emotionaler. Red-
ner beider Seiten werfen einander

vor, schäbig zu taktieren, parlamen-
tarische Gepflogenheiten zu miss-
achten und Chancen für Kompro-
missgespräche vertan zu haben.
Zwischendurch greift AfD-Frakti-
onschefin Alice Weidel rhetorisch
mal wieder zur ganz großen Keule

(sie nennt die Pflicht eine „totalitäre
Anmaßung“, die nur der „Lust an der
uneingeschränkten Verfügungsge-
walt“ über die Bürger diene).

Keine Frage: An diesem Tag geht
es im Parlament wenig um die Sache
– also darum, ob eine Pflicht mit der

Verfassung vereinbar ist, wie sie um-
gesetzt werden kann und was sie
nützt, wenn niemand weiß, welche
Virusvarianten im Herbst zirkulie-
ren und ob die bestehenden Impf-
stoffe davor schützen. Je mehr Ab-
geordnete das Wort ergreifen, umso
klarer wird, wie stark taktisches Kal-
kül das Ganze bestimmt.

Am frühen Nachmittag gibt Vize-
präsidentin Aydan Özoguz (SPD)
das Ergebnis der Abstimmungen
bekannt: Die Pflicht ab 60 scheitert
klar – und ebenso der Vorschlag der
CDU/CSU. Er sieht vor, zunächst
ein Impfregister aufzubauen und
erst später – also bei womöglich ver-
schlechterter Infektionslage im
Herbst –, zu entscheiden, ob es eine
Pflicht geben soll. „Sehr, sehr scha-
de“, meint der FDP-Abgeordnete
Andrew Ullmann, als die Ergebnisse
vorliegen. Zuvor hatte er in der De-
batte gesagt: „Wir können nicht
ohne irgendetwas heute Nachmit-
tag dastehen“. Genau das jedoch ist
geschehen.

Absicht der Union Die Union woll-
te eben der Ampel eine Niederlage
beibringen, genauer: Kanzler
Scholz und seinem Gesundheitsmi-
nister Lauterbach, die beide für eine
Pflicht ab 18 eintraten. Die Bürger
sollten sehen, dass Scholz dafür in
den Reihen der Ampel keine Mehr-
heit hatte. Die gab es tatsächlich
nicht. Deshalb formulierte Lauter-
bach seinen eindringlichen Appell.
Deshalb rief Scholz sogar Außenmi-
nisterin Annalena Baerbock (Grü-
ne) vom Nato-Treffen in Brüssel zu-
rück. Die Impfpflicht-Mehrheit soll-
te nur ja nicht an einer fehlenden
Stimme scheitern. Und deshalb

machten die rot-grün-gelben Impf-
Befürworter auch noch ein Zuge-
ständnis beim Abstimmungsverfah-
ren: Die Parlamentarier stimmten
über die fünf vorliegenden Gesetz-
entwürfe und Anträge in der Reihen-
folge ab, die die Union wünschte.

Wie es nun weitergeht? Die Uni-
on halte „die Tür zur Versöhnung“
offen, so der CDU-Mann Tino Sor-
ge. Man habe der Union genug Ge-
sprächsangebote gemacht, erwi-
dert Grünen-Fraktionschefin Britta
Haßelmann. Dass die Union eine ge-
meinsame Lösung verweigere, habe
doch nur einen Grund. CDU-Chef
Friedrich Merz wolle die „Krone als
Kompromissmacher“ tragen: „Das
darf doch nicht wahr sein.“ Doch,
kann es. Denn eines zeigte sich am
Donnerstag im Bundestag ganz
klar: Wenn die Anhänger der Pflicht
n den Reihen der Ampel noch etwas
erreichen wollen, kommen sie an
der CDU/CSU nicht vorbei.

Gesundheitsminister Karl Lauterbach (SPD) bei der Abgabe seiner Stimme im Bundestag. Für seine Vorstellungen einer Impf-
pflicht gab es keine Mehrheit im Parlament. Foto: dpa

Stand in der Pflege
Baden-württembergische Kliniken
und Heime haben bis zum Ablauf der
Meldefrist die Daten von fast32000
ungeimpften Beschäftigten an die
Gesundheitsämter weitergereicht.
„Abstrakt betrachtet sind rund
32 000 Menschen eine sehr große
Zahl“, sagte der Amtschef Pande-
miebewältigung im Sozialministeri-
um, Uwe Lahl. Es arbeiteten aber
rund 1,8 Millionen Menschen im Be-
reich Gesundheit. Seit Mitte März gilt
im Land die einrichtungsbezogene
Impfpflicht. Die Ämter entscheiden
im Einzelfall, wie es mit ungeimpften
Mitarbeitern weitergeht. dpa
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